
 

  

S 18 SO 77/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Gießen
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 18 SO 77/18
Datum 04.02.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 SO 62/20
Datum 14.08.2024

3. Instanz

Datum -

1.Â Â  Â Die Klage wird abgewiesen.

2.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten im vorliegenden Verfahren Ã¼ber die Zahlung von Kosten
der Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Zeit vom 01.02.2012 bis zum 30.06.2017.

Der 1994 geborene KlÃ¤ger leidet an Trisomie 21, einer verzÃ¶gerten
intellektuellen Entwicklung, ausgeprÃ¤gter Sprachapraxie, an einem schweren
Herzfehler sowie weiteren gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen. Der GdB betrÃ¤gt
100. Der gesetzliche Betreuer des KlÃ¤gers legte dem Beklagten einen
Untermietvertrag vom XX.XX.2012 vor. Danach vermietete der gesetzliche Betreuer
des KlÃ¤gers dem KlÃ¤ger einen Wohn- und Schlafraum sowie Nutzung von KÃ¼che
und Bad im Erdgeschoss und die Nutzung der Flure im Erdgeschoss und im ersten
Obergeschoss. Der Mietzins sollte 409,22 EUR betragen (Bl. 25 f. VV). Des Weiteren
legte der gesetzliche Betreuer des KlÃ¤gers eine Mietbescheinigung ohne Datum
vor, die ebenfalls eine Bruttomiete von 409,22 EUR auswies (Bl. 70 VV). SchlieÃ�lich
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datiert ein weiterer Mietvertrag vom 10.01.2013, bei dem als Vermieter die
gesetzlichen Betreuer des KlÃ¤gers und als Mieter der KlÃ¤ger selbst den
Mietvertrag unterzeichnet haben. Auf Bl. 322 ff. VV wird verwiesen. Mit Schreiben
vom 22.06.2012 erklÃ¤rte der ErgÃ¤nzungsbetreuer des KlÃ¤gers, er sehe sich
nicht imstande, einen Mietvertrag mit den gesetzlichen Betreuern des KlÃ¤gers
abzuschlieÃ�en. U. a. wies der ErgÃ¤nzungsbetreuer darauf hin, dass ein solcher
Vertrag nicht die berechtigten gegenseitigen AnsprÃ¼che von Mieter und Vermieter
regeln, sondern lediglich zu Lasten der Ã¶ffentlichen Hand abgeschlossen werden
wÃ¼rde.Â 

Den Antrag des KlÃ¤gers vom XX.XX.2012 (Vollendung des 18. Lebensjahres) auf
GewÃ¤hrung von Leistungen nach dem Dritten Kapitel SGB XII lehnte der Beklagte
mit Bescheid vom 14.05.2012 unter Hinweis auf die wirtschaftlichen und
persÃ¶nlichen VerhÃ¤ltnisse ab.

Hiergegen legte die Betreuerin des KlÃ¤gers am 10.07.2012 Widerspruch ein.Â 

Nachdem die Beteiligten das Verfahren nicht weiterverfolgt hatten, teilte der
gesetzliche Vertreter des KlÃ¤gers per E-Mail vom 12.01.2018 mit, er wolle das
ruhende Verfahren wieder aufnehmen.Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 10.09.2018 gewÃ¤hrte der Beklagte dem KlÃ¤ger
fÃ¼r die Zeit von Februar 2012 bis Januar 2018 Leistungen der Grundsicherung
nach dem Vierten Kapitel SGB XII in HÃ¶he von 31.931,92 EUR. Bedarfe fÃ¼r die
Unterkunft und Heizung nach Â§ 35 SGB XII erkannte der Beklagte nicht an. Auf den
Inhalt der Entscheidung im Ã�brigen wird Bezug genommen.

Dagegen richtet sich die Klage vom 26.09.2018.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt vor, ein wirksamer Mietvertrag sei zustande gekommen. Im
Ã�brigen stÃ¼tzt er sich auf das Urteil des Bundessozialgerichts vom 17.12.2015 (B
8 SO 10/14 R).Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Widerspruchsbescheid vom 10.09.2018 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verpflichten, dem KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 01.02.2012 bis zum 30.06.2017
Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von monatlich netto 153,12 EUR
sowie der Aufwendungen fÃ¼r Heizung und Betriebskosten in HÃ¶he von 93,47 EUR
zu zahlen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er hÃ¤lt die angefochtenen Bescheide fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

Dem Gericht lagen die Akten des Beklagten vor.

                               2 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/35.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2010/14%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2010/14%20R


 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht erhobene Klage ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 87, 90, 92 SGG).

Sie ist jedoch nicht begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger hat fÃ¼r den hier streitigen Zeitraum keinen Anspruch auf Zahlung von
Kosten der Unterkunft gegen den Beklagten.Â 

Rechtsgrundlage der Widerspruchsentscheidung vom 10.09.2018 bezÃ¼glich des
Anspruchs auf Unterkunft und Heizung ist zunÃ¤chst Â§ 42 Satz 1 Nr. 4 SGB XII,
wonach die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung die
Aufwendungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach dem Vierten Abschnitt des
Dritten Kapitels SGB XII umfassen. GemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 1
SGB XII werden Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in tatsÃ¤chlicher HÃ¶he
erbracht.

Der Anspruch auf Leistungen fÃ¼r Kosten der Unterkunft und Heizung bei der
anspruchstellenden Person setzt grundsÃ¤tzlich einen entsprechenden
tatsÃ¤chlichen Bedarf im Sinne einer wirksamen zivilrechtlichen Verpflichtung
gegenÃ¼ber Dritten voraus (zur vergleichbaren Problematik im SGB II vgl. bereits
BSG, Urteil vom 20.08.2009, B 14 AS 34/08 R). Dies gilt jedenfalls dann, wenn diese
Person mit anderen, nicht hilfebedÃ¼rftigen Personen in einer
Haushaltsgemeinschaft lebt, wenn also weder eine Bedarfsgemeinschaft nach dem
SGB II noch eine Einsatzgemeinschaft nach dem SGB XII noch eine sogenannte
gemischte Bedarfsgemeinschaft, d. h. zwischen Leistungsberechtigten nach dem
SGB II und dem SGB XII besteht (BSG, Urteil vom 25.08.2011, B 8 SO 29/10 R).Â 

Danach kommt im vorliegenden Fall ein Anspruch auf Leistungen fÃ¼r Kosten der
Unterkunft und Heizung nicht in Betracht. Denn weder lebte der KlÃ¤ger im
streitigen Zeitraum mit seinen Eltern in einer Einsatz- oder gemischten
Bedarfsgemeinschaft, noch war er wegen Unterkunfts- und Heizkosten einer
zivilrechtlichen Forderung Dritter ausgesetzt.

Zwischen dem KlÃ¤ger und seinen Eltern bestand keine Einsatzgemeinschaft. Denn 
Â§ 19 Abs. 2 i. V. m. Â§ 27 Abs. 2 SGB XII sieht bei Leistungen nach dem Vierten
Kapitel SGB XII grundsÃ¤tzlich keine BerÃ¼cksichtigung von VermÃ¶gen und/oder
Einkommen der Eltern vor; ein Ausnahmefall wegen besonders hohen elterlichen
Einkommens (Â§ 43 Abs. 3 Satz 1 SGB XII) lag bei dem KlÃ¤ger nicht vor, da
elterliches Einkommen von mindestens 100.000,00 EUR offensichtlich doch nicht
vorhanden war.Â 

Eine reine Bedarfsgemeinschaft nach Â§ 7 SGB II bestand ebenfalls nicht, denn
jedenfalls der KlÃ¤ger gehÃ¶rt dem Personenkreis des Â§ 41 Abs. 1 und Abs. 3 SGB
XII an.Â 

Auch eine gemischte Bedarfsgemeinschaft zwischen dem dem Leistungsregime des
SGB XII unterfallenden KlÃ¤ger und seinen Eltern bestand nicht.Â 
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Der KlÃ¤ger war keine rechtsverbindliche Verpflichtung zur Zahlung von
Unterkunfts- und Heizkosten ausgesetzt.Â 

Das Gericht geht zunÃ¤chst davon aus, dass ein UntermietverhÃ¤ltnis (Â§ 540 BGB)
zwischen dem KlÃ¤ger und seinen Eltern im streitigen Zeitraum nicht bestand.
Insofern hÃ¤tte es tatsÃ¤chlich des Abschlusses eines Untermietvertrages mit dem
ErgÃ¤nzungsbetreuer bedurft. Dieser hat jedoch ausdrÃ¼cklich einen
Vertragsschluss abgelehnt (Schreiben vom 22.06.2012).Â 

Vor diesem Hintergrund kommt daher als Grundlage fÃ¼r eine rechtsverbindliche
Verpflichtung des KlÃ¤gers zur Tragung der Mietkosten lediglich der Mietvertrag
fÃ¼r WohnrÃ¤ume vom 10.01.2013 (Bl. 322 ff. VV) in Frage. Abgesehen davon,
dass einer zivilrechtlich wirksamen Vereinbarung hier das Verbot des
Selbstkontrahierens (Â§ 181 BGB) entgegensteht, lÃ¤sst sich weder aus dem
Mietvertrag noch aus der Entscheidung des Bundessozialgerichts vom 09.06.2016
(B 8 SO 10/14 R) ein Anspruch auf Zahlung der Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung
nicht herleiten. Denn der Sache nach betrifft das Urteil des BSG die
BerÃ¼cksichtigung von Unterkunfts- und Heizkosten bei einer atypischen
Mietsituation. RegelmÃ¤Ã�ig besteht zwischen den Bewohnern einer Wohnung
entweder eine Bedarfs- oder Einsatzgemeinschaft oder es sind zivilrechtliche
Vereinbarungen getroffen worden, welche die Kostenfolgen der gemeinsamen
Wohnungsnutzung regeln. Da als Bedarf nur die tatsÃ¤chlichen Aufwendungen fÃ¼r
Unterkunft und Heizung zu berÃ¼cksichtigen sind, reicht fÃ¼r die
LeistungsgewÃ¤hrung die tatsÃ¤chliche Deckung des Grundbedarfs â��Wohnen
und WÃ¤rmen (Heizung)â�� nicht aus, wenn und soweit sie fÃ¼r den
Leistungsberechtigten nicht mit Aufwendungen verbunden ist. FÃ¼r diese
atypischen MietverhÃ¤ltnisse, bei denen hÃ¤ufig VerwandtschaftsverhÃ¤ltnisse
bestehen, die fÃ¼r die Bedarfsberechnung mangels unterhaltsrechtlicher
Verpflichtungen nicht erheblich sind, hat das Bundessozialgericht lediglich
klargestellt, dass wirksame vertragliche Verpflichtungen fÃ¼r die
BedarfsberÃ¼cksichtigung nicht zwingende Voraussetzung dafÃ¼r sind, dass sich
der tatsÃ¤chlich die Unterkunft Nutzende einer Kostenbeteiligungsforderung
ausgesetzt sieht. Kein sozialhilferechtlicher Bedarf besteht allerdings, wenn eine
leistungsberechtigte Person unter keinem Gesichtspunkt â�� weder aufgrund
mietvertraglicher Verpflichtung noch aus sonstigen GrÃ¼nden â�� mit
Unterkunftaufwendungen tatsÃ¤chlich belastet ist (BSG, Urteil vom 14.04.2011, B 8
SO 18/09 R; BSG, Urteil vom 25.08.2011, B 8 SO 29/10 R). Bei den sogenannten
VerwandtenmietverhÃ¤ltnissen hatte die Rechtsprechung fÃ¼r den Regelfall darauf
abgestellt, dass ein zivilrechtlich wirksamer Mietvertrag besteht, der auch im
Wesentlichen wie vereinbart tatsÃ¤chlich durchgefÃ¼hrt wird. Dies rechtfertigt bei
tatsÃ¤chlicher Kostenbeteiligung nach dem vorliegenden Urteil des
Bundessozialgerichts vom 17.12.2015 nicht den Umkehrschluss, dass eine
entsprechende Vereinbarung geschlossen sein muss; ausreichend aber auch
erforderlich ist eine ernsthafte Erwartung einer Beteiligung an den Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung, deren ErfÃ¼llung auf einer faktischen Einigkeit Ã¼ber
diese Beteiligung grÃ¼ndet. Das Urteil des Bundessozialgerichts verlangt
LeistungstrÃ¤gern und Gerichten die auf eine GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde
des Einzelfalles zu stÃ¼tzende Bewertung ab, ob eine ernsthafte Erwartung einer
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Kostenbeteiligung auch dann anzunehmen ist, wenn keine wirksame rechtliche
Verpflichtung begrÃ¼ndet worden ist.

Im vorliegenden Fall kann von einer solchen ernsthaften Erwartung der
Kostenbeteiligung nicht ausgegangen werden. Dagegen spricht zum einen, dass es
im vorliegenden Fall mehrere mietvertragliche Konstruktionen gibt, deren
Ernsthaftigkeit infrage steht. So existiert etwa ein am 18. Geburtstag des KlÃ¤gers
geschlossener Untermietvertrag vom XX.XX.2012 und eine weitere
Mietbescheinigung ohne Datum, die aber ganz andere Daten bezÃ¼glich der dem
KlÃ¤ger Ã¼berlassenen WohnrÃ¤ume und auch des geschuldeten Mietzinses
ausweist. Sodann existiert noch ein Mietvertrag fÃ¼r WohnrÃ¤ume
(Mustermietvertrag) vom 10.01.2013, der zwar entsprechende Rechte und Pflichten
der Mietvertragsparteien konstituiert aber offensichtlich nie aktualisiert wurde.

Entscheidend ins Gewicht bei der Frage, dass keine ernsthafte Erwartung des
gesetzlichen Betreuers des KlÃ¤gers an einer Beteiligung der Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung besteht, ist jedoch der lang bemessene Zeitraum zwischen
Widerspruch (10.07.2012) und â��Wiederaufnahmeâ�� am 12.01.2018. WÃ¤hrend
dieses Zeitraums ist nach Aktenlage weder faktisch ein Mietzins vom KlÃ¤ger an
seinen gesetzlichen Betreuer geflossen noch ist umgekehrt ein Anhaltspunkt
dafÃ¼r vorhanden, dass der gesetzliche Betreuer des KlÃ¤gers eine ernsthafte
Erwartung an ihn gerichtet hatte in Bezug auf eine Kostenbeteiligung.Â 

Bei dieser Sachlage war die Klage mit der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG
abzuweisen.Â 

Erstellt am: 07.11.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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